
·:--1610 der Beilagen zu den stenographisenen Protokollen des Nati'ma!r.ltes 

XIII. Gesetzgebungsperiode 

A n fra g e 

der Abgeordneten Dr.NEUNER, Dr.ER.HACORA 

und Genossen 

an den ITerrn Bundesminister für Justiz 

betreffend Abhörung desTel~fons eines zur Verschwiegenh~it ver­

pflichteten Parteienvertreters. 

In der Fragestunde vom 11.10. dieses Jahres hat Ihnen der erstunter­

zeichnete Abgeordnete in seiner mündlichen Anfrage Nr.605!H mitge­

teilt, daß das Telefon eines Wirtschaftstreuhänderd 1~ Tage lan~ 

abgehört und sämtliche Telefongespräche mit seiner Kan71ei ~uf Ton~ 

band aufgenommen worden sind, obwohl das antragsteilende Finanzamt 

keinerlei 'konkrete Vardachtsmomente gegen den Wirtschafts treuhänder 

vorgebracht hat, sondern sich nur darauf berufen hat, daß dor Wirt­

schaftstreuhänder übe~ Einzelheiten durch bestimmte beschuldigte 

Klienten informiert werden kann. Das Finanzamt hat also nicht ein­

mal be~auptet, daß der WirtschaftstreuhUnderselbst in irgendeiner 

Weise ein gerichtlich zu ahndendes Delikt zu verantworten hätte. 

Daraufhin haben Sie mündlich und mit Schreiben vom 24.10.d.J. an 

den erstunterzeichneten Frageste~ler u.a. geantwortet, daß das Bun­
desministerium für Justiz nach Vorlage der Akten diesen Sachverhalt 

überprüfen und das Ergebnis dieser Prüfung mitteilen werde •. 

Über den Einzelfall hinausgehend ergeben sich aus dem Umstand, dtiß 

es möglich ist, das Telefon eines zur Verschwiegenheit verpflichte~ 

ten Parteienvertreters abhören zulassen, folgende allgemeine Fra­

gen: 

Die Post- und Telegraphenverwaltung stellt in solchen Fällen der 

Gerichtsbehörde Tonbänder zur Verftigung,nuf denen s ä m tl ich e 

Telefongespräche aufgenommen sind,die Klienten während des frag-

856/J XIII. GP - Anfrage (gescanntes Original) 1 von 2

www.parlament.gv.at



lichen lei traumes Ini t dem Hccl.tsamval t, dem Wirtschaftstreuhänder 

oder dem Notar geftihrt haben. Es werden also auch ~erhältnisse von 

Personen gerichtsbekannt, die mit dem Straffall,der.Anlaß für das 

Abhören gegeben hat, in keinerl~i Zusammenhang stehen. 

Im Hinblicl{ auf die gesetzlicl. verankerte Verschwiegenheitsverpflich­

tung (§ 9 Abs.2 RAO, § 27 WTB0, § 37 Abs.1 NotO) können solche Per­

sonen dem Parteienvertreter aLch Sachverhalte mitteilen , die zur 

Einleitung eines gerichtlichen oder finanzbehördlichen Strafver­

fahrens gegon sie oder dritte Personen führen können. So.~kann bei­

spi~lslvej se ein Vater den Rechtsamml t tiber ein seinem Sohne ange­

lastetes Delikt konsultieren oder sich ein Abgabepflichtiger bei 

einem Wirtschaftstreuhänder nach ~eri Möglichkeiten erkundigen, wie 

er ein.e .Abgabenverkürzung straffrei sanieren kann. 

Art.22 B-VG., § 84 stPO und § 81 FinStrG verpflichten aber;die Be­

hörden zur Anzeige der ihnen zur Kenntnis .g.elangten strafbaren Hand­

lungen. 

Das v~rausgeschickt,-stellen die unterzoichneten Abgeordneten an 

~en ßerrn Bundesminister für Justiz dia nachstehende 

A n fra g e 

1.) Gibt es eine gesetzliche Deckung dafür,das Telefon eines Rechts­

anwaltes, Wirtschaftstreuhänders oder Notars abhören zu lassen, 

ohne daß gegen diese Person ein gerichtliches Strafverfahren ein­

geleitet worden ist? 

2.) Welchem Rechtsgut gebührt dann, wenn aU8 abgehörten Gesprächen 

straf'bare Handlungen .gerichtsbekannt lverden, der Vorrang?: 

Dem Vertrauensschutz, den dieser PerEonenkreis durch die ge-' 

setzlich anerkan~te Verschwiegenheitsverpflichtung und dem da­

mi t verbundenen Zeugnisvenveigerungsrecht geni.eßt oder der An­

zeigepflicht, die den Behörden auferlegt ist? 

3.) Welche Haßnahmen gedenken ~ie zu ergreifen, umsicher~ 

zustellen, daß Ferngespräche nicht abgehört ,.,erden, die 

von Rechtsanuälten, Wirtschaftstreuhändernoder Notaren 

in Ausübung ihre~ Berufes geführt werden? 
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